ee 


Geſetz⸗Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 455 


(Nr. 5969.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. Oktober 1864., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee im 
Kreiſe Calbe des Regierungsbezirks Magdeburg von Aken bis zur Her⸗ 
zoglich Anhaltiſchen Landesgrenze gegen Koͤthen. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Kreiſe Calbe des Regierungsbezirks Magdeburg von Aken bis zur Herzog⸗ 
lich Anhaltiſchen Landesgrenze gegen Koͤthen genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
dem Kreiſe Calbe das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich, unter Aufhebung 
des Erlaſſes vom 11. Mai 1831. wegen Verleihung des Rechts zur Erhebung eines 
halbmeiligen Chauſſeegeldes auf der in Rede ſtehenden Straße an die Stadt Aken, 
dem Kreiſe Calbe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhal⸗ 
tung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtim⸗ 
mungen des für die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, 
einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe 
Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hier⸗ 
durch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. g „ . 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö 55 
Schloß Babelsberg, den 24. Oktober 1864. 


Wilhelm. 
Fuͤr den Finanzminiſter: 
Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeite ; 


5 "Tabryang. 1864 (Nr. 5969—5970,) 90 (Nr. 5970.) 
Ausgegeben zu Berlin den 42, Dezember 1864, ee 
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(Nr. 5970.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 


des Kreiſes Loͤtzen, im Regierungsbezirk Gumbinnen, im Betrage von 
40,000 Thalern. Vom 24. Oktober 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen u. 


Nachdem von den Staͤnden des Kreiſes Loͤtzen, im Regierungsbezirk Gum⸗ 
binnen, auf dem Kreistage am 25. April 1864. beſchloſſen worden, die Geld⸗ 
mittel zu der vom Kreiſe uͤbernommenen Beſchaffung des zum Bau der Eiſen⸗ 
bahn von Pillau nach Koͤnigsberg und Lyck erforderlichen Grund und Bodens 
im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons ver⸗ 
ſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zum Betrage von 
40,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 
40,000 Thalern, in Worten: vierzigtauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


5,000 Thaler à 1000 Thaler, 
10,000 — 4 500 


* 


15,000 = 4 100 
7,500 7 a 50 2 
lien Meile a 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 


/ fünf Prozent jahrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 


den Folgeordnung mit wenigſtens Eintauſend Thalern jährlich zu tilgen find, durch 


gegenmärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen 
Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus her⸗ 
vorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, 
geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz⸗Sammlung zu veroͤffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 24. Oktober 1864. 
(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro⸗ 


ae 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 
des Lötzener Kreiſes 
. . 
uͤber ... .. Thaler Preußiſch Kurant, 


Auf Grund des unterm beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
25. April 1864. wegen Aufnahme einer Schuld von 40,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Koͤnigsberg⸗Lycker Eiſenbahnbau Namens 
des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Glaͤubigers 
unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von Thalern Preußiſch 
Kurant, welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich 
zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 40,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1865. ab allmalig innerhalb eines Zeitraums von vierzig Jahren aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von Weziäſens Eintauſend 
Thalern jaͤhrlich. 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1865. ab in dem Monate 
N jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchrei⸗ 
bungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen 
werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des 
Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 
Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, drei, zwei und Einen Monat vor dem 
Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Gumbinnen, 
ſowie in der Königsberger Hartungſchen Zeitung. Bis zu dem Tage, wo 
ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es in halbjährlichen Terminen, 
am 2. Januar und 2. Juli, mit fünf Prozent jahrlich verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Lötzen, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
Gr. 5970 . 90* zu⸗ 


C me 


zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. Nas A 
Die gefündigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. ö 
Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Loͤtzen. 
Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Befig 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange: 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 5 
N Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 18.. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 

38 Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommu⸗ 
nalkaſſe zu Loͤtzen gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons = Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

g Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. f 


Dieſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
| ſchrift ertheilt. 
Loͤtzen, den e 18. 


ene tn e 
e ee 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Königsberg⸗Lycker 
Eiſenbahnbau. 


Pro: 


as Be 
Pes Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
Zins ⸗Kupon 


zu der 


Kreis⸗Obligation des Lögener Kreiſes 
Hi F 


über ... Thaler zu fünf Prozent Zinſen über ..... Thaler 
2 Silbergroſchen .... Pfennige. 


Der ahne dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
ET . und ſpaͤterhin die Zinfen der vorbenannten Kreis⸗Obli⸗ 
gation fuͤr das 00 ahr vom bis, e aaa ande mit 
5 Thalern .... Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Loͤtzen. 

Loͤtzen, den ten 18. 


Die ſtändiſche Kreis-Kommiſſion für den Bau der Königsberg⸗ 
Lycker Eiſenbahn. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 


der Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Halbjahres an e erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


See 


zur 
Kreis⸗Obligation des Lötzener Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen 1 4 8 zu der Obli⸗ 
gation des Loͤtzener Kreiſes Littr ..... NG: . ... Thaler a fünf Pro⸗ 
zent Zinſen die . te Serie Zinskupons für. die a Jahre 18. bis 18. bei 
der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Loͤtzen. 


Loͤtzen, den ( t. 18. 
Die ſtändiſche Kreiskommiſſion für den Königsberg⸗Lycker 
Eiſenbahnbau. 


Gr. 5970-5971.) (Nr. 5971.) 
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(Nr, 5974.) Allerhöchſter Erlaß nebſt Tarif vom 31. Oktober 1864., betreffend die Ver⸗ 
leihung des Expropriationsrechts und des Rechts zur Erhebung eines 
Schleuſengeldes in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung einer oͤffent⸗ 
lichen Schiffahrtsſtraße im Rhinluch vom Ruppiner Kanal reſp. dem Li⸗ 
numer Rhin abwaͤrts bis Fehrbellin. 


- Nacden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage die Herſtellung einer 
offentlichen Schiffahrtsſtraße im Rhinluche vom Ruppiner Kanal reſp. dem Li⸗ 
numer Rhin abwärts bis Fehrbellin genehmigt habe, will ich dem Unternehmer, 
Kaufmann und Torfgraͤberei⸗Beſitzer Alexander Gentz zu Neu⸗Ruppin, hierdurch 
das Erpropriationsrecht in Bezug auf die zu dieſer Anlage nebſt allem Zube⸗ 
hör erforderlichen, noch im Privatbeſitz befindlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das 
Recht zur Erhebung eines Schleuſengeldes an der Hackenberger Schiffsſchleuſe 
verleihen. Den vorgelegten Schleuſengeld-Tarif habe Ich, vorbehaltlich einer 
von fünf zu fuͤnf Jahren vorzunehmenden Reviſion, beſtaͤtigt und ſende Ihnen 
denſelben anbei von Mir vollzogen zuruͤck. i 

Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Tarife durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 31. Oktober 1864. 
Wilhelm. 
v. Bodel ſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Tarif, 
nach welchem das Schleuſengeld für die Benutzung der Schiffs 
ſchleuſe bei Hackenberg in der öffentlichen Schiffahrtsſtraße vom 
| Ruppiner Kanal nach Fehrbellin zu erheben iſt. 
Vom 31. Oktober 1864. 


E: wird entrichtet: 


1) von jedem leeren Fahrzeuge 10 Sgr. — Pf. 
ö 2) von 


| - Mm - 
2) von beladenen Fahrzeugen: 75 
a) wenn die Ladung in Torf beſteht, von jedem 


Fahrzeuge 22 Sgr. 6 Pf. 
b) bei anderen Ladungsgegenſtaͤnden 158 — 
3) von Floßholz für jede Schleuſun i 
Befreiungen. 


Schleuſengeld wird nicht erhoben: 


1) von Schiffsgefaͤßen und Floͤßen, welche Staatseigenthum ſind, oder fuͤr 
Rechnung des Staats Gegenſtaͤnde befoͤrdern, auf Vorzeigung von 
Freipaͤſſen; 

2) von Fiſcherkaͤhnen, Fiſchdroͤbeln, Gondeln, Anhaͤngen, Handkaͤhnen und 
aͤhnlichen kleinen Fahrzeugen, welche ihrer Bauart nach zur Fracht⸗ 
befoͤrderung nicht beſtimmt ſind, ſofern ſie keinen beſonderen Schleuſen⸗ 
aufzug erfordern. 


Gegeben Berlin, den 31. Oktober 1864. 


(J. S.) Wilhelm. 
v. Bo delſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 5972.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 31. Oktober 1864., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee im 
Kreiſe Ober-Barnim des Regierungsbezirks Potsdam von Schulzendorf 
an der Berlin-Wriezener Staatsſtraße uͤber Haſelberg, Steinbeck, Brunow, 
Heckelberg / Gratze, Gruͤnthal und Sydow bis zum Bahnhofe Bieſenthal. 


Naben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Kreiſe Ober⸗Barnim des Regierungsbezirks Potsdam von Schulzendorf an 
der Berlin⸗Wriezener Staatsſtraße über Haſelberg, Steinbeck, Brunow, Heckel⸗ 
berg, Gratze, Gruͤnthal und Sydow bis zum Bahnhofe Bieſenthal genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Ober⸗Barnim das Expropriationsrecht 
für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der 
für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich dem Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen 
Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 

(Nr. 5971-5973.) Be⸗ 
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Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt wer⸗ 
den, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen 
auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 115 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 31. Oktober 1864. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh.. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5973.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung des „Revidirten 
Statuts“ der Aktiengeſellſchaft „Neu⸗Schottland Berg- und Huͤtten⸗ 
Aktienverein.“ Vom 7. November 1864. . 


Da Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 31. Oktober 
1864. das von der Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft „Neu⸗Schottland 
Berg⸗ und Hüͤtten⸗Aktienverein“ an Stelle des am 29. Dezember 1856. be⸗ 
ſtaͤtigten Geſellſchaftsſtatuts beſchloſſene, in dem notariellen Akte vom 13. Mai 
d. J. verlautbarte „Revidirte Statut“ mit den in dem Allerhoͤchſten Erlaſſe 
erwahnten Maaßgaben zu genehmigen geruht. ö 
Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Revidirten Statute wird durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 7. November 1864. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums: j 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchbruckerei 
2 (R. v. Decker ). 


